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Bei einer Liberalisierung der Märkte könnten die Konsumenten die Angebotsseite mitgestalten

Technologien (wie Gas- und Kohlekraftwerke), lungsbereitschaft für die Verringerung des Risi- der volkswirtschaftlich richtigen Preise erfolgen.
Man kann fast nicht oft genug daran erinnern,
dass mit der Liberalisierung des Energiemarktes
den Konsumenten die Möglichkeit gegeben wird,
zwischen verschiedenen Produktionsquellen zu
wählen und damit ihren Verbrauch freier zu ge-
stalten. Die Alternativen, die den Konsumenten
zur Verfügung stehen, umfassen beispielsweise
Strom aus ausschliesslich erneuerbaren Quellen,
Strom aus einer Kombination aus erneuerbaren
und nicht erneuerbaren Quellen oder Strom
allein aus nicht erneuerbaren Ressourcen. Dar-
über hinaus können die Kunden frei wählen, mit
welcher Elektrizitätsgesellschaft die Lieferverträ-
ge abgeschlossen werden sollen.

Abstimmung übers Portemonnaie
Solche Wahlmöglichkeiten würden von den Kon-
sumenten durchaus genutzt. Eine kürzlich vom
Centre for Energy Policy and Economics der
ETH durchgeführte empirische Untersuchung
bei den Kunden eines schweizerischen Elektrizi-
tätswerkes über die Zahlungsbereitschaft für
Ökostrom hat gezeigt, dass mehr als 45% der
Konsumenten bereit sind, zusätzlich 5 Rp. bis 6
Rp. pro kWh zu bezahlen, wenn sie dann aus-
schliesslich Elektrizität aus erneuerbaren Quel-
len erhalten, also Strom aus Wasserkraft-, Son-
nen- oder Windenergie. Die freie Wahl zwischen
konkurrierenden Energiequellen und -anbietern
gibt den Kunden in Zukunft im Prinzip die Mög-
lichkeit in die Hand, bestimmte Technologien zu
fördern, andere dagegen zurückzudrängen.

In einer Marktwirtschaft müssten diese so zum
Ausdruck gebrachten Konsumenten-Präferenzen
zwangsläufig zu einer Anpassung des Stromange-
bots führen. Eine solche Beeinflussung des Ange-
bots durch die Nachfrageseite ist bis heute nicht
möglich gewesen, weil die Entscheidungen über
das Angebotsmuster im Stromsektor in den
monopolistischen Planungs-Schemas der Anla-
genbetreiber in Zusammenarbeit mit dem Staat
getroffen werden. Dies führt dazu, dass viele
Stromkonsumenten ein Produkt beziehen und be-
zahlen müssen, das nicht ihren Präferenzen ent-
spricht. Besonders brisant ist vor diesem Hinter-
grund die Frage, aufgrund welcher Anhaltspunk-
te die Stromwirtschaft wissen kann, in welchem
Umfang die Konsumenten auch künftig Atom-
kraftwerke als Energiequelle haben möchten.

Die Alternativen, die aus erneuerbaren Quel-
len stammenden Lieferungen elektrischer Ener-
gie, könnten in naher Zukunft interessanter und
weniger problematisch sein als die nukleare
Form. Im Vordergrund stehen dabei besonders
Energie aus Wasserkraft, aus Erdwärme, Bio-
masse, die Wind- sowie die thermoelektrische
und die photovoltaische Solarenergie. Es be-
stehen jedoch einige Hindernisse, die eine Nut-
zung erneuerbarer Quellen im grossen Stil bisher
verhindert haben. So benötigt die Produktion der
Energie aus erneuerbaren Quellen viel Raum und
ist darüber hinaus teilweise wetterabhängig und
kann phasenweise Aussetzer haben. Darüber hin-
aus liegen die heutigen Produktionskosten im
Vergleich mit Strom aus «traditionellen» Energie-
quellen höher: Die Durchschnittskosten pro Kilo-
wattstunde belaufen sich auf etwa 5 Rp. bis 10 Rp.
bei Mini-Wasserkraftwerken, sie betragen 10 Rp.
bis 15 Rp. bei Windkraftwerken und bei thermo-
elektrischen Solarenergie-Zentren, liegen bei
Werten zwischen 10 Rp. und 30 Rp. bei dem aus
Biomasse erzeugten Strom und kommen auf rund
40 Rp. bis 70 Rp. bei Photovoltaik-Anlagen. Diese
Werte liegen noch immer über den Produktions-
kosten für Energie aus Gas-, Kohle- oder Atom-
kraftwerken. Dennoch muss in diesem Zusam-
menhang unterstrichen – und an den Text oben
erinnert – werden, dass in den Kostenberechnun-
gen der Anlagen, die auf nicht erneuerbaren
Quellen basieren, die anfallenden Umwelt- und
Sozialkosten nicht eingerechnet sind.

Allerdings ist auch klar, dass die erneuerbaren
Quellen erst in grossem Stil nutzbar sind, wenn
Lösungen für deren wichtigere Probleme gefun-
den sind. Durch die Entwicklung eines zeitvariab-
len Strompreises mit automatischer Lastregelung
bei allen Stromverbrauchern (beispielsweise auch
bei Kühltruhen, Ventilatoren, Pumpen) sowie
eines Stromspeichersystems (etwa durch die Spei-
cherung von Wasserstoff), das Betriebsunterbre-
chungen ausgleicht, könnten technische Proble-
me gelöst werden. Ausserdem hat die Erfahrung
bei der Windenergie gezeigt, wie es bei einer Pro-
duktionssteigerung der Anlagen möglich ist, die
Technologie zu verbessern und Skaleneffekte,
also Grössenvorteile, zu nutzen und somit die
Durchschnittskosten pro kWh zu senken.

Nach Berechnungen der Schweizerischen Aka-
demie für technische Wissenschaften (SATW)
könnte der Anteil erneuerbarer Quellen bis Mitte
dieses Jahrhunderts auf etwa ein Drittel der Ge-
samtmenge wachsen und einen wesentlichen Teil
der Schweizer Stromproduktion ausmachen. Im
Mittelmeerraum sowie in Nordeuropa wäre eben-
falls ein erhebliches Nutzungspotenzial bei er-
neuerbaren Energiequellen vorhanden. Durch
eine Leistungssteigerung in den internationalen
Elektrizitätsnetzen, etwa durch die Form der
Hochspannungsgleichstrom-Übertragung sowie
eine europaweite Marktöffnung, ergäbe sich die
Möglichkeit, mehr elektrische Energie aus er-
neuerbaren Ressourcen aus diesen Regionen zu
beziehen. Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass Atomenergie – heute noch eine in der
Schweiz staatlich unterstützte Technologieform –
nur eine von verschiedenen Optionen im Energie-
sektor darstellt. Diese Technologie wird auch in
Zukunft – sofern sich keine klaren Lösungsvor-
schläge für die ökonomischen und technischen
Probleme ergeben – mit Vorsicht zu behandeln
sein. Darüber hinaus darf man die anderen zur
Verfügung stehenden Optionen, die auf erneuer-
baren Quellen beruhen und bei einer Internalisie-
rung der externen Kosten interessanter und auch
weniger problematisch sind, in keiner Weise ver-
gessen. Kurz- bis mittelfristig ist der Bau von Gas-
kombikraftwerken eine weitere prüfenswerte Op-
tion, dies unter der Annahme, dass im Gebäude-
und Haushaltssektor durch neue Bauvorschriften
und Lenkungsabgaben energiesparende Mass-
nahmen erheblich vorangebracht werden, um die
CO2-Emissionen übers Ganze gesehen doch zu
reduzieren. Mit der bestehenden Technik liesse
sich der Energieverbrauch in allen Sektoren stark
verringern, und zwar ohne dass auf Komfort ver-
zichtet werden müsste.

Kampf gegen die Trägheit
Das technisch-wirtschaftliche Energiesparpoten-
zial ist heute sehr gross. In den nächsten 20 Jahren
werden zum Beispiel 70% bis 80% der Gebäude
einer Sanierung unterzogen. Durch das Erreichen
der Minergie- und Minergie-P-Standards im Bau
liesse sich der Energieverbrauch stark senken,
und solche Standards scheinen in einem weiteren
Sinn attraktiv zu sein. In einer kürzlich veröffent-
lichten Studie (vgl. Banfi et al. 2007) wurde ge-
zeigt, dass die schweizerischen Haushalte etwas
Zusätzliches zu zahlen bereit sind, um in einem
energieeffizienten Haus wohnen zu können. Die-
se Zahlungsbereitschaft lässt sich einerseits durch
die reduzierten Energiekosten, andrerseits durch
den erhöhten Komfort erklären.

Und auch innerhalb der Gebäude gibt es noch
Spielraum zum Optimieren des Energieeinsatzes.
Die Umstellung auf energieeffizientere elektri-
sche Geräte und Stromsparlampen im Haushalt
würde den Elektrizitätsverbrauch in deutlichem
Ausmass weiter reduzieren. Das Problem liegt in-
dessen darin, dass die zur Verfügung stehenden
technisch-wirtschaftlichen Massnahmen und In-
strumente zur Steigerung der Energieeffizienz
nicht immer die erste Wahl der Konsumenten
sind. Aus dieser Sicht erscheint eine aktive Ener-
giepolitik insofern notwendig zu sein, als relativ
leicht ausschöpfbare Einsparmöglichkeiten allzu
lange nicht genutzt würden. Schliesslich deuten
die Verhaltensweisen grosser Teile der Bevölke-
rung darauf hin, dass rational-kühles Optimieren
im Energiesektor oft weniger rational scheinen-
den Verhaltensweisen überlagert wird, so dass es
sich eigentlich empfiehlt, die ökonomischen Mo-
delle um psychologische Ansätze zu ergänzen.
Sind Atomkraftwerke ökonomisch interessant?
In liberalisierten Märkten wäre die Kernkraft wahrscheinlich schwächer als heute

Von Massimo Filippini
In der Debatte über die Energiepolitik ist
die Frage nach der künftigen Rolle von
Atomkraftwerken wichtiger geworden. Im
Folgenden wird dargelegt, dass bei der
Beurteilung der Kernkraft oft nicht alle
wirtschaftlich relevanten Grössen berück-
sichtigt werden und dass die ökonomische
Sicht bei einer Liberalisierung der Märkte
noch an Bedeutung gewinnen wird. (Red.)

In jüngerer Zeit wurde viel über die vom Bundes-
rat präsentierte Energiepolitik diskutiert. Diese
Politik besteht aus vier Hauptstrategien: der För-
derung der Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len; der Energieeffizienz-Steigerung; der Ener-
gie-Aussenpolitik sowie dem Bau neuer Gross-
kraftwerke. Im Zusammenhang mit letzterem
Punkt möchte der Bundesrat kurzfristig den Bau
von Gaskombikraftwerken (GuD) unterstützen,
während mittelfristig der Bau neuer Atomkraft-
werke eine Präferenz haben soll. Ökonomisch ge-
sehen kann die Entscheidung, Atomenergie zu
unterstützen, aus zwei Gründen überraschen.

Offene technische Fragen
Zum einen wird in einem zukünftig deregulierten
Sektor «der Markt», also die Interaktion der
Investoren bzw. Produzenten mit den Konsumen-
ten, für die Entscheidungen über Investitionen in
künftige Technologien ausschlaggebend sein. Die
alte Vorgehensweise, bei der die Planung der Pro-
duktionskapazitäten gemeinsam von Staat und
Elektrizitätswirtschaft durchgeführt wurde, sollte
in einem deregulierten Stromproduktions-Sektor
eigentlich wegfallen. Zum andern wurde der Vor-
schlag, Atomkraftwerke zu fördern, nicht mit den
notwendigen wissenschaftlichen Studien, die die
technische und ökonomische Attraktivität von
atomarer Energietechnologie beweisen, unter-
mauert. Um Vertrauen bei der Bevölkerung und
den privaten Investoren aufzubauen, müssten zu-
erst befriedigende Lösungen für die immer noch
vorhandenen technischen und wirtschaftlichen
Probleme der Atomenergie gefunden werden.
Diese zwei Problemfelder sowie die Nutzungs-
potenziale der erneuerbaren Energien werden im
Folgenden diskutiert. Vorneweg ist jedoch anzu-
merken, dass die bis heute nicht vollständig gelös-
ten technischen Probleme die Wirtschaftlichkeit
der Investition in Nuklearenergie beeinflussen.

Aus technischer Sicht birgt Atomenergie ver-
schiedene Probleme. Erstens besteht das Problem
der Behandlung, der Entsorgung und der End-
lagerung der radioaktiven Abfälle. Der radio-
aktive Abfall und die Probleme unseres Wohl-
stands dürfen nicht auf künftige Generationen
oder andere Länder übertragen werden. Aller-
dings wurde bisher in der Schweiz noch keine
Lösung gefunden, die bei der Schweizer Bevölke-
rung auf Zustimmung gestossen ist. Zweitens be-
steht weiterhin ein Sicherheitsproblem bei den
Anlagen, auch wenn dieses bei den neueren
Atomkraftwerken reduziert werden konnte.

Drittens ergeben sich bei Atomkraftwerken
generell Sicherheitsprobleme im Bezug auf terro-
ristische Angriffe. Und viertens hat man es allge-
mein mit dem Problem der missbräuchlichen Ver-
wendung des nuklearen Materials für Atom-
waffen zu tun. Die beiden letztgenannten Risiken
sind in der Schweiz allerdings nur von marginaler
Bedeutung. Darüber hinaus darf indessen nicht
vergessen werden, dass Nuklearenergie keine er-
neuerbare Energiequelle darstellt und somit ihre
Nutzung auch nur auf beschränkte Zeit möglich
ist. Dies wird in der Diskussion oft vergessen.

Auch aus volks- und betriebswirtschaftlicher
Sicht sind etliche Fragen noch offen: Es ist – be-
triebswirtschaftlich gesehen – strittig, ob eine
Investition in ein Atomkraftwerk tatsächlich ren-
tabel ist. Mit der geplanten Liberalisierung der
Elektrizitätserzeugung werden die Investitions-
entscheidungen zunehmend auf rein betriebswirt-
schaftlichen Kriterien gründen. Das heisst, dass
die Unternehmen sämtliche Lebenszyklus-Kos-
ten und Lebenszyklus-Risiken einer entsprechen-
den Investition berücksichtigen müssen. Diese
sind zum Teil schwierig einschätzbar und darüber
hinaus von vielen Faktoren abhängig. Beispiele
hierfür sind allfällige Erhöhungen von Baukosten,
die durch technische Probleme verursacht wer-
den, restriktive Sicherheits-Regulierungen, uner-
wartete Betriebsunterbrechungen, Unfälle, er-
höhte Uranpreise und anderes.

Darüber hinaus muss in der Investitionsrech-
nung für solche Anlagen auch eine bedeutende
Steigerung der Fremd- und Eigenkapitalzinsen
ins Kalkül einbezogen werden, denn in einem de-
regulierten Markt wird sich eine Situation erhöh-
ter Risiken in entsprechenden Risikoaufschlägen
widerspiegeln. Soweit heute in diesem Zusam-
menhang Mehrkosten für das Unternehmen ent-
stehen, können diese in der gegenwärtigen, durch
Monopole geprägten Situation zum grossen Teil
auf die Endkonsumenten überwälzt werden. Dies
wird jedoch mit der Liberalisierung des Elektrizi-
tätssektors nicht mehr möglich sein – ganz abge-
sehen davon, dass sich die Verhältnisse auch
grundlegender ändern dürften: Eine Liberalisie-
rung schafft naturgemäss ein breiteres Spektrum
an Geschäftsmöglichkeiten, und mit den Chancen
entstehen in der Regel auch mehr Risiken für die
einzelnen Unternehmen.

Generell lässt sich sagen, dass die Reformen
des Elektrizitätsmarktes tendenziell Investitionen
in kapitalintensive Produktionstechnologien wie
Atomkraft erschweren werden. Die hohe Investi-
tionssumme, die lange Lebensdauer eines Atom-
kraftwerkes sowie schwieriger werdende langfris-
tige Preisprognosen werden mit erhöhter Un-
sicherheit assoziiert und drücken aus der Sicht
von Investoren auf die Attraktivität solcher Pro-
jekte. Diese Aussage wird unter anderem durch
eine Studie des MIT (vgl. Joskow, 2006) bestätigt.

Im Gegensatz zu den meisten anderen Pro-
duktionstechnologien sind Atomkraftwerke mit
sehr hohen Investitionen verbunden, die sich
nicht rückgängig machen oder einem anderen
Verwendungszweck zuführen lassen. Obwohl
auch Wasserkraftwerke sehr kapitalintensiv sind,
bringen sie nicht die technischen Probleme mit
sich, wie Atomkraftwerke sie haben. Aus diesen
Überlegungen ergibt sich der Schluss, dass andere
rein betriebswirtschaftlich gesehen, attraktiver
sein können, da sie weniger kapitalintensiv sind
und eine kürzere Abschreibungsdauer haben.

Aus volkswirtschaftlicher Sicht ist es wichtig,
dass in der Preiskalkulation und im Entschei-
dungsprozess für neue Stromerzeugungsanlagen
alle anfallenden Kosten, auch die externen Kos-
ten, berücksichtigt werden. Externe Kosten sind
Kosten, die nicht durch den Verursacher, sondern
beispielsweise durch die Gesellschaft getragen
werden. Diese Kosten können vielfältige Formen
annehmen und werden häufig nicht (oder nicht
vollständig) in der Berechnung der Energiepreise
berücksichtigt. Die externen Kosten der Atom-
kraftwerke können durch Gesundheits- und Um-
welteffekte von radioaktiven Emissionen wäh-
rend des normalen Betriebs, des Transports und
der Entsorgung von radioaktiven Abfällen entste-
hen. Hinzuzurechnen sind die potenziellen Kos-
ten eines schweren Unfalls.

Externe Kosten richtig zuordnen
Die externen Kosten für die verschiedenen
Stromerzeugungs-Technologien, die im Rahmen
des europäischen Projekts ExternE geschätzt
worden sind, zeigen höhere Werte für die Kohle-
und Gaskraftwerke (2 bis 8 Cent bzw. 0,8 bis
3 Cent pro kWh) und niedrigere Werte für die
Atom- und Wasserkraftwerke (0,3 bis 0,7 Cent
bzw. 0,2 bis 0,6 Cent pro kWh). Über die Ge-
nauigkeit der Schätzung der externen Kosten von
Atomstrom wird in der wissenschaftlichen Ge-
meinschaft kontrovers diskutiert. Gegenstand der
Debatte ist besonders die Schätzung der externen
Kosten, die durch das Risiko eines schweren Un-
falls verursacht werden. Dieser wichtige Teil der
externen Kosten wird in der Regel unterschätzt.
Beispielsweise wird in einem Bericht der OECD
aus dem Jahr 2005 zum Thema «Externe Kosten
von Atomkraftwerken» zugegeben, dass in den
durchgeführten Studien die starke Risikoscheu
der Bevölkerung im Bezug auf schwere Atom-
unfälle oft nicht angemessen berücksichtigt wur-
de, dass also diese Kosten nicht vollständig bewer-
tet wurden. Es konnte zudem gezeigt werden (vgl.
Itaoka et al., 2006), dass die Zahlungsbereitschaft
für die Verringerung des Risikos eines atomaren
Grossunfalls bedeutend höher ist als die Zah-
kos von Grossunfällen bei anderen Technologien
(Gas, Kohle oder Erdöl). Im Prinzip sollten die
potenziellen externen Kosten der Atomkraftwer-
ke von der Haftpflichtversicherung gedeckt wer-
den. Zurzeit ist diese Versicherung auf eine Höhe
von 1 Mrd. Fr. – und damit eher gering – ange-
setzt. Bei Schäden, die 1 Mrd. Fr. übersteigen,
würde der Bund zur Unterstützung der Schaden-
deckung mit allgemeinen Steuergeldern aufgeru-
fen. Dies bedeutet, dass diese Kosten nicht nach
dem Verursacherprinzip gedeckt würden.

Dabei gäbe es durchaus Spielraum in Rich-
tung Verursacherprinzip. Eine Studie des Sozial-
ökonomischen Seminars der Universität Zürich
(vgl. Zweifel und Schneider, 2002) deutet jeden-
falls darauf hin, dass die Schweizer Bevölkerung
bereit wäre, einen höheren Elektrizitätspreis zu
bezahlen, wenn damit im Unglücksfall eine
höhere Deckung zu erzielen wäre. Die Berück-
sichtigung der externen Kosten in den Stromprei-
sen muss bei allen Stromerzeugungs-Technolo-
gien erfolgen. Würde dies geschehen, würde sich
im Vergleich mit heute die jeweilige Wettbe-
werbsfähigkeit der einzelnen Technologie-Arten
verändern, und Investitionsentscheide für neue
Produktionsanlagen würden auf der Grundlage
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